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Die Zahl der beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften (EuGH) einge-
reichten Klagen blieb im Vergleich zum Vorjahr im wesentlichen unverändert -
420 (1996) gegenüber 409 (1995). Eine leichte Zunahme der Vorabentscheidungs-
ersuchen und der sonstigen Klagen wurde durch einen Rückgang bei den Rechts-
mitteln ausgeglichen. Dagegen stieg die Zahl der gefällten Urteile an - 297 (1996)
gegenüber 225 (1995). Das Gericht erster Instanz (Gel) hatte erneut einen Rück-
gang der neuen Rechtssachen - 237 (1996) gegenüber 260 (1995) - zu verzeich-
nen. Die Zahl der gefällten Urteile blieb etwa gleich - 161 (1996) gegenüber 165
(1995).' Die durchschnittliche Verfahrensdauer der Vorabentscheidungsersuchen
änderte sich gegenüber dem Vorjahr kaum - 20,8 Monate (1996) gegenüber 20,5
Monaten (1995) -, während sich die durchschnittliche Verfahrensdauer der direk-
ten Klagen vor dem EuGH wieder um 2,5 Monate verlängerte - von 17,1 Monaten
(1995) auf 19,6 Monate (1996).2

Ein am 24. Juli 1996 von den EU-Mitgliedstaaten unterzeichnetes Protokoll3

regelt die Zuständigkeit des EuGH, im Wege der Vorabentscheidung über die Aus-
legung des Europol-Übereinkommens4 zu entscheiden. Der britische Widerstand
gegen eine Interpretationsbefugnis des EuGH hat zu einem Kompromiß geführt,
der es den EU-Mitgliedstaaten nun freistellt, die Zuständigkeit des EuGH bei
Unterzeichnung des Protokolls oder zu einem späteren Zeitpunkt anzuerkennen.
Hierbei verfügen die Mitgliedstaaten über zwei Möglichkeiten: Sie können allen
nationalen Gerichten die Befugnis einräumen, dem EuGH Auslegungsfragen vor-
zulegen, sie können diese Befugnis aber auch auf letztinstanzliche Gerichte
beschränken.

Nach Art. 171 Abs. 2 UA 3 EGV in der Fassung des Maastrichter UnionsVertra-
ges kann der EuGH die Zahlung eines Pauschalbetrages oder eines Zwangsgeldes
verhängen, wenn ein Mitgliedstaat seiner Pflicht nicht nachgekommen ist, die sich
aus einem Urteil des EuGH ergebenden Maßnahmen zu ergreifen. Der Europäi-
schen Kommission obliegt es, das Sanktionsverfahren einzuleiten, gegebenenfalls
den EuGH anzurufen und die Höhe des zu zahlenden Pauschalbetrages oder des
Zwangsgeldes anzugeben, die sie den Umständen nach für angemessen hält. Um
ihr Vorgehen in diesem Bereich transparent zu machen, hat die Kommission Krite-
rien bekanntgegeben, an denen sie sich in diesem Verfahren orientieren wird. In
einer ersten Mitteilung5 hat sie die Grundzüge der Anwendung von Art. 171 EGV
entwickelt. Insbesondere vertritt sie die Auffassung, die Verhängung eines Zwangs-
geldes sei gegenüber dem Pauschalbetrag das geeignetere Mittel, um die schnellst-
mögliche Beendigung des Verstoßes zu erreichen. In einer weiteren Mitteilung6
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legte die Kommission dar, nach welchem Verfahren sie das Zwangsgeld berechnen
wird. Als Zwangsgeld bezeichnet sie die Summe der Tagessätze, die ein Mitglied-
staat ab Kenntnis des zweiten Urteils bis zur Beendigung des Verstoßes zu zahlen
hat. Bei der Berechnung des Zwangsgeldes will sie sowohl die Schwere und die
Dauer des Verstoßes als auch die Zahlungsfähigkeit des jeweiligen Mitgliedstaates
berücksichtigen.

Am 6. Februar 1997 verstarb der deutsche Richter des Gel Heinrich Kirschner;
für die verbleibende Amtszeit wurde Karl Jörg Pirrung ernannt.7

Freizügigkeit - Rechte der Arbeitnehmer

Die Auslegung der RL 89/48/EWG des Rates über eine allgemeine Regelung zur
Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsaus-
bildung abschließen,8 beschäftigte den EuGH in der Rechtssache C-l 64/94.9 Der
Kläger des Ausgangsverfahrens, ein griechischer Staatsangehöriger, hatte nach
einem vierjährigen Studium der Geologie an einer griechischen Universität ein
Diplom erworben. Nach Jahren der Berufstätigkeit in Griechenland kam er nach
Berlin, um dort seinen Beruf auszuüben. Der Antrag, die Gleichwertigkeit seines
griechischen Hochschulabschlusses mit dem vergleichbaren deutschen Bildungs-
abschluß festzustellen, wurde von der zuständigen Behörde mit der Begründung
abgelehnt, der Beruf des Geologen zähle in Deutschland nicht zu den reglemen-
tierten Berufen, die RL 89/48/EWG sei mithin nicht anwendbar. Da auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt aber tatsächlich in der Regel nur Inhaber des Titels eines
„Diplom-Geologen" nachgefragt werden und in Erscheinung treten, hielt es das
mit der Sache befaßte Oberverwaltungsgericht Berlin für erforderlich, den EuGH
um die Auslegung des Begriffs des reglementierten Berufes, wie er in der RL
89/48/EWG verwendet wird, zu bitten. In seinem Urteil bestätigte der EuGH die
Rechtsmeinung der zuständigen Behörde. Der Beruf des Geologen ist in Deutsch-
land nicht reglementiert, da Aufnahme oder Ausübung dieses Berufes weder direkt
noch indirekt rechtlich geregelt sind. Der Umstand, daß auf dem Arbeitsmarkt des
Aufnahmestaates praktisch ausschließlich Inhaber eines besonderen Hochschulab-
schlusses in Erscheinung treten, genügt nicht, um diesen Beruf als reglementiert
anzusehen. Entscheidend hierfür ist nur die Rechtslage im Aufnahmestaat, nicht
jedoch die dort herrschende Arbeitsmarktlage. Da aber das zuständige Arbeitsamt
den Kläger als „ungelernte Hilfskraft" eingestuft hatte, hielt der EuGH ergänzende
Hinweise für geboten. Danach müssen die zuständigen Behörden des Aufnahme-
staates bei der Einstufung eines arbeitssuchenden Staatsangehörigen eines anderen
Mitgliedstaates, der einer nichtreglementierten beruflichen Tätigkeit nachgehen
möchte, ebenso wie bei einem Antrag auf Genehmigung zur Ausübung eines regle-
mentierten Berufes die Diplome, Kenntnisse, Fähigkeiten und sonstigen Befähi-
gungsnachweise berücksichtigen, die der Betroffene zum Zweck der Ausübung
eines Berufes in seinem Herkunftsmitgliedstaat erworben hat.
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Ein weiteres Auslegungsersuchen - das erste aus den neuen deutschen Ländern,
vorgelegt vom Arbeitsgericht Halberstadt - betraf den Anwendungsbereich der RL
77/187/EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unter-
nehmen, Betrieben oder Betriebsteilen.10 In der Rechtssache C-298/94" war zu
klären, ob die Übertragung sämtlicher Aufgaben einer Gemeinde auf eine durch
öffentlich-rechtliche Vereinbarung gebildete Verwaltungsgemeinschaft als „Über-
gang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen" im Sinne der RL
77/187/EWG anzusehen sei und folglich der besondere Kündigungsschutz von
Art. 4 der Richtlinie zu beachten war. Der Generalanwalt hatte die Frage in einer
gründlichen, vor allem am Arbeitnehmerschutz orientierten Auslegung der Richtli-
nie bejaht, ohne die Frage des Umfangs der wirtschaftlichen Betätigung der
Gemeinde in den Mittelpunkt zu stellen. Falls es aber dennoch auf die wirtschaftli-
che Tätigkeit der Gemeinde ankommen sollte, sah der Generalanwalt auch diese
Voraussetzung als gegeben an. Der Tatsache, daß eine Gemeinde auch hoheitliche
Funktionen ausübt, könne keine entscheidende Bedeutung beigemessen werden,
zumal die Einstufung als hoheitliche oder als wirtschaftliche Betätigung ständigem
Wandel unterliege. Demgegenüber war der EuGH der Auffassung, die strukturelle
Neuordnung der öffentlichen Verwaltung oder die Übertragung von Verwaltungs-
aufgaben von einer öffentlichen Verwaltung auf eine andere stelle keinen Unter-
nehmensübergang im Sinne der Richtlinie dar. Hierzu stützte sich der EuGH vor
allem auf einen Vergleich der verschiedenen Sprachfassungen des Begriffs „Unter-
nehmen", den er ersichtlich in einem engeren wirtschaftlichen Sinn verstehen
wollte. Im übrigen befand er, daß die Übertragung zwischen der Gemeinde und der
Verwaltungsgemeinschaft offensichtlich nur hoheitliche Tätigkeiten betroffen hat
und etwaige wirtschaftliche Aspekte von untergeordneter Bedeutung gewesen sind.

Grundrechts schütz im Gemeinschaftsrecht

Der Rat hatte am 26. April 1994 ein Gutachten des EuGH zu der Frage beantragt,
ob der Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur Konvention zum Schütze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) mit dem EG-Vertrag vereinbar sei.
Nur den formellen Aspekt dieser Frage, das Problem der Zuständigkeit der Gemein-
schaft, hielt der EuGH in seinem Gutachten 2/94i2 für statthaft. Eine Beurteilung
der materiellen Vereinbarkeit des Beitritts zur EMRK setzt nämlich voraus, daß
dem EuGH in hinreichendem Umfang die Bedingungen bekannt sind, zu denen
sich die Gemeinschaft den gerichtlichen Kontrollmechanismen der Konvention zu
unterwerfen beabsichtigt. Da ein konkreter Abkommensentwurf noch nicht vorlag,
sah sich der EuGH zu einer Stellungnahme insoweit nicht in der Lage. Die statt-
hafte Frage nach einer Gemeinschaftskompetenz beantwortete der EuGH dahin,
daß die Gemeinschaft gegenwärtig nicht über die Zuständigkeit zum Beitritt zur
EMRK verfügt. Ausdrückliche oder implizite spezifische Befugnisse der Gemein-
schaft, Vorschriften auf dem Gebiet der Menschenrechte zu erlassen oder völker-
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rechtliche Verträge in diesem Bereich zu schließen, vermochte der EuGH nicht zu
erkennen. Österreich hatte demgegenüber vorgeschlagen, den Beitritt auf sämtli-
che vertraglichen Kompetenzgrundlagen zu stützen, da die Achtung der Grund-
rechte Bestandteil der Ausübung aller Kompetenzen sei. Auch Art. 235 EGV lehnte
der EuGH in apodiktischer Weise als Kompetenzgrundlage ab. Die allgemeine Stel-
lung dieser Vorschrift im Vertragssystem bestimmte der EuGH in restriktiver, am
Ergebnis orientierter Auslegung. Art. 235 EGV ist nach Auffassung des EuGH inte-
grierender Bestandteil einer auf dem Grundsatz der begrenzten Ermächtigung beru-
henden institutionellen Ordnung und kann den allgemeinen Rahmen, der sich aus
der Gesamtheit der Vertragsbestimmungen ergibt, nicht erweitern. Die Bestim-
mung kann jedenfalls nicht Grundlage für Maßnahmen sein, die - gemessen an
ihren Folgen - auf eine Vertragsänderung hinausliefen. Ein Beitritt der Gemein-
schaft zur EMRK hätte eine wesentliche Änderung des gegenwärtigen Gemein-
schaftssystems des Schutzes der Menschenrechte zur Folge, wäre von verfassungs-
rechtlicher Dimension und ginge daher über die Grenzen von Art. 235 EGV hin-
aus.

Staatshaftung bei Verstößen gegen Gemeinschafts recht

In einer Reihe von Urteilen hat der EuGH die Konturen des gemeinschaftsrechtli-
chen Staatshaftungsanspruchs verdeutlicht und das Haftungsinstitut auf verschie-
dene Fallgestaltungen angewandt. Die Rechtssache C-46/93, die mit der Rechtssa-
che C-48/93 verbunden wurde,13 betraf die Schadensersatzforderung einer elsässi-
schen Brauerei gegen die Bundesrepublik Deutschland. Zwischen den Jahren 1981
und 1987 hatten die deutschen Behörden unter Berufung auf Bestimmungen des
Biersteuergesetzes die Einfuhr von Bier dieser Brauerei unterbunden. Im Jahr 1987
erklärte der EuGH ein solches Verhalten für unvereinbar mit Art. 30 EGV14 In den
verb. Rechtssachen C-178/94 u.a.ls ging es um die haftungsrechtlichen Folgen der
verspäteten Umsetzung der RL 90/314/EWG des Rates über Pauschalreisen16 durch
die Bundesrepublik Deutschland. Die hierzu ergangenen Urteile des EuGH haben
manche bisher umstrittene Frage beantwortet. Zunächst stellte der EuGH in den
verb. Rechtssachen C-46/93 und C-48/93 klar, daß ein Staatshaftungsanspruch
nicht nur dann geltend gemacht werden kann, wenn es - wie in der ersten ein-
schlägigen Entscheidung in den verb. Rechtssachen C-6/90 und C-9/9017 - um die
Verletzung von nicht unmittelbar anwendbaren Vorschriften des Gemeinschafts-
rechts geht, sondern auch bei der Verletzung von unmittelbar durch das Gemein-
schaftsrecht verliehenen Rechten. In diesem Fall stellt der Entschädigungsanspruch
die notwendige Ergänzung der unmittelbaren Wirkung dar. Keine Rolle spielt es
auch, welches innerstaatliche Organ für die Rechtsverletzung verantwortlich ist.
Insbesondere ist es unerheblich, daß der nationale Gesetzgeber hätte tätig werden
müssen. Die allgemeinen Voraussetzungen des gemeinschaftsrechtlichen Staats-
haftungsanspruchs sind - wie insbesondere das Urteil in den verb. Rechtssachen
C-178/94 u.a. verdeutlicht - stets dieselben: (1) Die Rechtsnorm, gegen die ver-
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stoßen wurde, muß bezwecken, dem einzelnen Rechte zu verleihen; (2) der Ver-
stoß muß hinreichend qualifiziert sein; (3) zwischen dem Verstoß und dem entstan-
denen Schaden muß ein unmittelbarer Kausalzusammenhang bestehen. Was das
zweite Kriterium, die „hinreichende Qualifizierung" des Verstoßes, angeht, orien-
tiert sich der EuGH an den Voraussetzungen, unter denen die Gemeinschaft außer-
vertraglich haftet. Ein Verstoß ist demnach dann hinreichend qualifiziert, wenn ein
Mitgliedstaat die seinem Ermessen gesetzten Grenzen offenkundig und erheblich
überschritten hat. Ob dies der Fall ist, beurteilt sich nach der Art des Verstoßes,
insbesondere nach dem Maß an Klarheit und Genauigkeit der verletzten Vorschrift,
dem Umfang des vom Gemeinschaftsrecht belassenen Ermessensspielraums oder
der Entschuldbarkeit eines etwaigen Rechtsirrtums. Sofern ein Mitgliedstaat - wie
in den verb. Rechtssachen C-178/94 u.a. - keinerlei Maßnahmen zur Umsetzung
einer Richtlinie innerhalb der vorgeschriebenen Frist getroffen hat, liegt ohne wei-
teres ein hinreichend qualifizierter Verstoß vor. In der Rechtssache C-46/93 hielt
der EuGH dagegen eine Differenzierung für möglich: Während er das Verbot, in
anderen Mitgliedstaaten rechtmäßig hergestelltes, aber nicht deutschen Vorschrif-
ten entsprechendes Bier unter der Bezeichnung „Bier" einzuführen, als offenkun-
dige und damit hinreichend qualifizierte Verletzung von Art. 30 EGV ansah, hielt
er die Anhaltspunkte, die für eine Rechtswidrigkeit des Verbotes der Verwendung
von Zusatzstoffen sprachen, für erheblich weniger zwingend. Auch in der Rechts-
sache C-392/9318 erachtete der EuGH den festgestellten Verstoß - die fehlerhafte
Umsetzung der RL 90/53 l/EWG des Rates betreffend die Auftragsvergabe durch
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie im
Telekommunikationssektor19 durch Großbritannien - wegen der Ungenauigkeit der
betreffenden Richtlinienbestimmung und der Vertretbarkeit der von Großbritannien
vorgenommenen Auslegung als nicht hinreichend qualifiziert. Die durch einen Ver-
stoß gegen das Gemeinschaftsrecht entstandenen Schäden sind im Rahmen des
nationalen Haftungsrechts zu beheben. Jedoch darf ein Schadensersatz nicht prak-
tisch unmöglich oder übermäßig erschwert werden. Damit unvereinbar sind der
Ausschluß einer Haftung für „legislatives Unrecht" sowie der vollständige Aus-
schluß der Ersetzung entgangenen Gewinnes.20

Wahl der richtigen Rechtsgrundlage

In der Rechtssache C-271/9421 ging es um die zutreffende Rechtsgrundlage für die
Entscheidung 94/445/EG des Rates betreffend die Telematiknetze zwischen Behör-
den für die Statistiken über den Warenverkehr zwischen Mitgliedstaaten (EDI-
COM).22 Auf Nichtigkeitsklage des Europäischen Parlamentes hob der EuGH die
Entscheidung auf, weil für sie eine spezielle Rechtsgrundlage zur Verfügung stand,
der Rat jedoch die subsidiäre Kompetenznorm des Art. 235 EGV herangezogen
hatte. Der EuGH entschied, daß die Entscheidung auf Art. 129d Abs. 3 EGV - eine
Bestimmung im Titel XII „Transeuropäische Netze" - hätte gestützt werden müs-
sen, da es sich bei den in der Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen um Aktio-
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nen gemäß Art. 129c Abs. 1 Spiegelstrich 2 EGV handelte. Ein Rückgriff auf
Art. 100a EGV, den die Kommission für richtig gehalten hatte, kam demgegenüber
aus zwei Gründen nicht in Betracht. Zum einen genügt es, wie der EuGH in stän-
diger Rechtsprechung betont, für die Anwendung von Art. 100a EGV nicht, daß
durch eine einem anderen Hauptzweck dienende Maßnahme die Errichtung oder
das Funktionieren des Binnenmarktes lediglich betroffen ist. Zum anderen stellt
Art. 129c Abs. 1 EGV gegenüber Art. 100a EGV - wie die Erwähnung von Art. 7a
EGV in Art. 129b Abs. 1 EGV belegt - eine speziellere Regelung dar, wenn es um
die Interoperabilität der Netze im Rahmen des Binnenmarktes geht.

Transparenz der Gemeinschaftstätigkeit

In der 17. Erklärung zum Maastrichter Unionsvertrag hat die Regierungskonferenz
die Auffassung geäußert, daß die Transparenz des Beschlußverfahrens den demo-
kratischen Charakter der Organe und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Ver-
waltung stärken würde. Daraufhin erließ der Rat auf der Grundlage von Art. 151
Abs. 3 EGV sowie des geänderten Art. 22 seiner Geschäftsordnung am 20. Dezem-
ber 1993 den Beschluß 93/73 l/EG über den Zugang der Öffentlichkeit zu Ratsdo-
kumenten.23 Die Niederlande, unterstützt durch das Europäische Parlament, begehr-
ten in der Rechtssache C-58/9424 die Nichtigerklärung vor allem dieses Beschlus-
ses. Art. 151 Abs. 3 EGV, der das Recht des Rates normiert, sich eine Geschäfts-
ordnung zu geben, und Art. 22 der geänderten Geschäftsordnung, der dem Rat die
Aufgabe überträgt, die Bedingungen für den Zugang der Öffentlichkeit zu Ratsdo-
kumenten festzulegen, seien keine geeigneten Rechtsgrundlagen für den Beschluß.
Sie beträfen nur die interne Organisation und Arbeitsweise des Rates. Der ange-
fochtene Beschluß gehe aber über diesen Bereich hinaus, da er Informationsrechte
des einzelnen begründe. Die Transparenz der Gemeinschaftstätigkeit sei ein grund-
legendes Merkmal einer demokratischen Ordnung und das Informationsrecht der
Öffentlichkeit ein Grundrecht, dessen Regelung mit den erforderlichen Garantien
versehen sein müsse. Diese Argumentation wurde vom EuGH im Einklang mit den
Schlußanträgen des Generalanwalts zurückgewiesen. Da der Gemeinschaftsgesetz-
geber noch keine allgemeine Regelung des Zugangs der Öffentlichkeit zu Doku-
menten, die im Besitz der Gemeinschaftsorgane sind, erlassen hat, sind diese dafür
zuständig, geeignete Maßnahmen aufgrund ihrer internen Organisationsgewalt zu
treffen. Der Rat hat durch den angefochtenen Beschluß lediglich die Regelung sei-
ner internen Organisation, die bisher auf dem Geheimhaltungsgrundsatz beruhte,
an die gegenwärtige Entwicklung hin zu einem Informationsrecht des einzelnen
angepaßt. Auch der Umstand, daß der Beschluß Rechtswirkungen gegenüber Drit-
ten entfaltet, ändert nichts an der Qualifizierung als interne Maßnahme.

Mitgliedschaft der Gemeinschaft in internationalen Organisationen

Die Tätigkeit der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) berührt sowohl den Kompetenzbereich der EU-Mitgliedstaaten als
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auch den der Gemeinschaft. Deshalb wurde die EWG aufgrund eines Beschlusses
vom 26. November 1991 neben ihren Mitgliedstaaten in die FAO als Mitglied auf-
genommen. Im Hinblick auf die unterschiedlichen Zuständigkeitsbereiche der Mit-
gliedstaaten und der Gemeinschaft haben der Rat und die Kommission in einer
Vereinbarung vom 19. November 1991 ein Verfahren festgelegt, welches insbeson-
dere die Stimmabgabe bei FAO-Sitzungen regelt. Soweit sich ein Tagesordnungs-
punkt auf den Zuständigkeitsbereich sowohl der Mitgliedstaaten als auch der
Gemeinschaft bezieht, sollen beide Seiten möglichst einen gemeinsamen Stand-
punkt einnehmen. Die Stimmabgabe im Einklang mit dem gemeinsamen Stand-
punkt erfolgt durch die Mitgliedstaaten, wenn der Schwerpunkt der Erörterungen
auf einem Gebiet liegt, das nicht in die ausschließliche Zuständigkeit der Gemein-
schaft fällt, andernfalls durch die Kommission. Über die Anwendung dieses Ver-
fahrens haben sich die Kommission und die Mitgliedstaaten im Einzelfall zu eini-
gen. Sofern eine Einigung nicht zustande kommt, wird die Angelegenheit letztlich
dem Ausschuß der Ständigen Vertreter (AStV) vorgelegt. In der Rechtssache
C-25/9425 klagte die Kommission auf Nichtigerklärung eines Beschlusses, mit dem
der Rat die Entscheidung des AStV bestätigt hatte, nicht der Kommission, sondern
den Mitgliedstaaten die Stimmabgabe für die Annahme des Übereinkommens zur
Förderung der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaß-
nahmen durch Fischereifahrzeuge auf Hoher See zu übertragen. Der Rat hielt die
Klage schon für unzulässig. Er selbst habe überhaupt keine anfechtbare Handlung
vorgenommen. Die Entscheidung über die Stimmabgabe sei bereits vom AStV
getroffen worden. Er habe sie allenfalls bestätigt. Dieses Vorbringen wies der EuGH
zurück. Der AStV ist kein Gemeinschaftsorgan mit eigenen Befugnissen, sondern
ein Hilfsorgan, welches nur vorbereitende und ausführende Aufgaben wahrnimmt,
nicht jedoch die Entscheidungsbefugnis ausüben kann, die nach dem Vertrag dem
Rat zusteht. Die „Bestätigung" der Entscheidung des AStV durch den Rat ist auch
tauglicher Gegenstand einer Anfechtungsklage, weil sie in mehrfacher Hinsicht
Rechtswirkungen erzeugt. Insbesondere wurde die Gemeinschaft durch den
Beschluß daran gehindert, sich in sachdienlicher Weise an den Verhandlungen zu
beteiligen. Außerdem hat die Regelung der Stimmabgabe den Anschein erweckt,
als falle der Gegenstand des Übereinkommens im wesentlichen nicht in die aus-
schließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft. Die Klage war daher zulässig. Sie
war auch begründet, weil der Rat unter Verstoß gegen die verbindliche Vereinba-
rung vom 19. November 1991 zu Unrecht die Ansicht vertreten hat, der fragliche
Übereinkommensentwurf betreffe im wesentlichen nicht die ausschließliche
Zuständigkeit der Gemeinschaft. Denn zum Zeitpunkt des Ratsbeschlusses über
die Stimmabgabe ging es bei dem Übereinkommen im Kern nur noch um die Ein-
haltung internationaler Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen durch
Fischereifahrzeuge auf Hoher See, also um einen Bereich, für den die Gemein-
schaft allein zuständig ist. Die ursprünglich vorgesehenen Bestimmungen über die
Zuweisung der Flagge, die der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten unterfielen, waren
schließlich fallengelassen worden. Eine in der Schlußrunde der Verhandlungen

Jahrbuch der Europäischen Integration 1996/97 11



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN UNION

immer noch mögliche erneute Einbeziehung des Flaggenaspekts, die der General-
anwalt zugunsten der Rechtmäßigkeit des Ratsbeschlusses über die Stimmabgabe
vorgebracht hatte, hielt der EuGH offensichtlich nicht für entscheidend.
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